Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 404 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Rutschke, Ramms, 
Frau Dr. Diemer-Nicolaus, Keller, Opitz, Murr, 
Ollesch und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 1952 
(Bundcsgesetzbl. I S. 446), zuletzt geändert durch 
das Fünfzehnte Gesetz zur Änderung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes vom 4. August 1961 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1169) wird wie folgt geändert: 

1. In § 41 Abs. 1 ist der Punkt durch ein Semikolon 
zu ersetzen und folgender Halbsatz anzufügen: 

„dabei ist, soweit § 13 Abs. 4 des Feststellungs- 
gesetzes durch das Sechzehnte Gesetz zur Än- 
derung des Lastenausgleichsgesetzes geändert 
worden ist, nach § 47 b zu verfahren. 

2. Hinter § 47 a ist der folgende § 47 b einzufügen: 

.§ 47 b 


der Veranlagung angesetzten Vierteljahrssatzes 
auf den Betrag ergibt, um den sich bei der Ver- 
anlagung nach § 47 Abs. 2 gewährte Ermäßi- 
gungsbetrag erhöhen würde, wenn § 13 Abs. 4 
des Feststellungsgesetzes in der Fassung des 
Sechzehnten Gesetzes zur Änderung des Lasten- 
ausglcichsgesetzes anzuwenden gewesen wäre. 
§ 47 a Abs. 1 Sätze 3 und 4 gelten entsprechend. 
§ 47 a Abs. 2 und 3 gelten sinngemäß. 

(2) Ist eine Ermäßigung der Vermögensab- 
gabe nach den §§47 und 47 a nicht gewährt wor- 
den, weil die Schadenspunktzahl 30 nicht über- 
schritten war (§ 47 Abs. 2 Nr. 1), so ist Absatz 1 
entsprechend anzuwenden. 

(3) Der Antrag (Absatz 1 Satz 1) ist bis zum 
31. Dezember 1963 zu stellen. Die Antragsfrist 
ist eine Ausschlußfrist; §§86 und 87 der Reichs- 
abgabenordnung finden entsprechende Anwen- 
dung. 

(4) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 gel- 
ten nicht für Kapitalgesellschaften,- insoweit ver- 
bleibt es bei der Anwendung des § 13 Abs. 4 des 
Feststellungsgesetzes in der Fassung des Achten 
Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichsge- 
setzes.'' 

3. § 249 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Sind im Schadensbetrag {§ 245) enthal- 
tene Schäden auch nach §§ 39 bis 47 b bei der 
Vermögensabgabe berücksichtigt worden, ist von 
dem Grundbetrag abzusetzen 


Zusätzliche Berücksichtigung von Kriegsschäden 
durch Minderung der Vierteljahrsbeträge für 
die Zeit vom 1. Juli 1962 bis 31. März 1979 

(1) Die nach Berücksichtigung der §§ 47 und 
47a sich ergebenden Vierteljahrsbeträge {§ 34) 
werden, soweit sie auf die Zeit vom 1. Juli 1962 
bis zum 31. März 1979 entfallen, auf Antrag um i 
den in Satz 2 bezeichneten Minderungsbetrag | 
herabgesetzt. Minderungsbetrag ist das Dreifache j 
des Betrages, der sich durch Anwendung des bei * 
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1. der Zeitwert des Betrages, um den die 
Vermögensabgabe nach §§ 39 bis 47 
ermäßigt worden ist, 

2. das Dreiunddreißigfache des Betrags, 
um den der ursprüngliche Vierteljahrs- 
betrag der Vermögensabgabe nach 
§ 47 a herabgesetzt worden ist, 

3. das Fünfundzwanzigfache des Betrags, 
um den der nach Anwendung der §§47 
und 47 a sich ergebende Vierteljahrs- 
betrag der Vermögensabgabe nach 
§ 47 b herabgesetzt worden ist. 

Als Zeitwert im Sinne der Nummer 1 ist 
der Ermäßigungsbetrag nach §§ 39 bis 47 
anzusetzen bei einem Vierteljahrssatz 


von 

1 

vom 

Hundert 
mit 50 

vom 

Hundert 

von 

1,1 

vom 

Hundert 
mit 54 

vom 

Hundert 

von 

1,2 

vom 

Hundert 
mit 58 

vom 

Hundert 

von 

1,25 

vom 

Hundert 
mit 60 

vom 

Hundert 

von 

1,3 

vom 

Hundert 
mit 62 

vom 

Hundert 

von 

1,4 

vom 

Hundert 
mit 66 

vom 

Hundert 

von 

1,5 

vom 

Hundert 
mit 71 

vom 

Hundert 

von 

1,6 

vom 

Hundert 
mit 75 

vom 

Hundert 

von 

1,7 

vom 

Hundert 
mit 79 

vom 

Hundert. 


4. In § 249 Abs. 2 Nr. 2 werden die Worte „und 
nach § 47 a" ersetzt durch die Worte „sowie 
nach §§ 47 a und 47 b". 

5. In § 358 Nr. 2 werden die Worte „§ 249 Abs. 3 
Satz 1" ersetzt durch die Worte „§ 249 Abs. 3 
Satz 2". 


Artikel II 

Änderung des Feststellungsgesetzes 

Das Feststellungsgesetz in der Fassung vQ.m 
14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 534) und der 
dazu ergangenen Anderungsgesetze, zuletzt geän- 
dert durch das Vierzehnte Gesetz zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes vom 26. Juni 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 785), wird wie folgt geändert: 

ln § 13 Abs. 4 Satz 1 werden nach den Worten „ver- 
mindert um" die Worte „30 vom Hundert sowie" 
eingefügt. 

Artikel 111 

Geltungsbereich 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsge- 
setzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 


Artikel IV 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 15. Mai 1962 


Dr. Rutschke 
Ramms 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus 
Keller 
Opitz 
Murr 
Ollesch 
Dr. Bücher 


Dr. Danz 
Dorn 

Dr. Hamm (Kaiserslautern) 
Frau Dr. Kiep-Altenloh 
Kubitza 
Mertes 
Peters 
Reichmann 
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